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1.6. – S P D. Der Parteivorsitzende und
Bundeskanzler Gerhard Schröder verteidigt
auf einem Sonderparteitag seine Agenda
2010 und die darin vorgesehenen Einschnitte
in die sozialen Sicherungssysteme. Der ent-
sprechende Leitantrag des SPD-Vorstands
erhält die Zustimmung von rund 90% der
Delegierten (vgl. „Blätter“ 7/2003, S. 772).

– R u s s l a n d.  Die Feierlichkeiten zum
300. Jahrestag der Gründung von St. Peters-
burg werden fortgesetzt (vgl. „Blätter“
7/2003, S. 774). Staats- und Regierungschefs,
unter ihnen Bundeskanzler Schröder, halten
sich in der Stadt an der Newa auf. Die Präsi-
denten Wladimir Putin und George W. Bush
tauschen bei dieser Gelegenheit die Ratifika-
tionsinstrumente zu einem russisch-amerika-
nischen Vertrag über die Verminderung stra-
tegischer Nuklearwaffen aus. Bush erklärt
nach dem Gespräch mit Putin unter Anspie-
lung auf die unterschiedliche Bewertung des
amerikanischen Vorgehens im Irak, man
werde der Welt zeigen, dass Freunde, die
Meinungsverschiedenheiten haben, diese
überwinden und sehr konstruktiv weiterar-
beiten könnten.

– I r a k.  US-Verwalter Paul Bremer kün-
digt die Einsetzung eines aus 30 Irakern be-
stehenden Gremiums an, das eine neue Ver-
fassung ausarbeiten und die Besatzungsbe-
hörden in der Übergangszeit unterstützen
soll. Ursprünglich geplant war die baldige
Wahl einer Nationalversammlung. – Am 5.6.
besucht Präsident Bush das amerikanische
Golf-Kommando in Katar, einem Nachbar-
staat des Irak. – Am 14.6. endet die von der
Besatzungsmacht gesetzte Frist zur Abgabe
illegaler Waffen. Es beginnen umfangreiche
Razzien, um Waffenverstecke und Stütz-
punkte des organisierten Widerstandes auf-
zuspüren. Die Anschläge auf das ausländi-
sche Militär nehmen zu, die Zahl der Todes-
opfer unter den Soldaten und den irakischen
Zivilisten steigt ständig. In Washington heißt
es, man rechne mit einem langfristigen Pro-
blem. – Am 23.6. teilt die US-Verwaltung in
Bagdad mit, in Kürze solle die Aufstellung
einer neuen irakischen Armee beginnnen.
Aufgabe sei zunächst die Bewachung der
Grenzen und anderer wichtiger Einrichtun-
gen sowie die Räumung von Minen.

1.-3.6. – G 8-G i p f e l.  In Evian-les-Bains,
auf der französischen Seite des Genfer Sees,

findet der Jahresgipfel führender Industrie-
staaten (G8) statt. Die Europäische Union ist
durch Kommissionspräsident Romano Prodi
und den griechischen Ratsvorsitzenden Kon-
stantinos Simitis vertreten. Zu einem „er-
weiterten Dialog“ über wichtige Probleme der
Weltpolitik und Weltwirtschaft sind Staats-
oder Regierungschefs aus Afrika, Asien und
Lateinamerika sowie führende Vertreter der
Vereinten Nationen, an der Spitze der 
UN-Generalsekretär, geladen. Zum Kampf
gegen den Terrorismus wird eine besondere
Aktionsgruppe (Counter Terrorism Action
Group/CTAG) eingesetzt. Der nächste Gipfel
soll 2004 in den USA stattfinden.

2.6. – N a h e r  O s t e n.  Noch vor Ende
des G8-Gipfels im französischen Evian tritt
US-Präsident Bush eine Reise in die Region
an. Im ägyptischen Badeort Sharm el Sheikh
trifft Bush am 3.6. mit Präsident Mohamed
Hosni Mubarak, König Abdallah von Jorda-
nien, König Hamad von Bahrein, dem saudi-
schen Kronprinz Abdallah sowie mit dem
neuen palästinensischen Regierungschef
Mahmud Abbas zusammen. Bush erklärt,
die Welt brauche „jetzt einen freien und
friedlichen Palästinenserstaat neben einem
sicheren Israel“. Bush und Mubarak bekräf-
tigen vor der Presse das gemeinsame Enga-
gement der Araber und der USA im Kampf
gegen den Terrorismus und für den Frie-
densplan des „Nahost Quartetts“ (Wortlaut
in: „Blätter“ 7/2003, S.882ff.). Bush konfe-
riert am 4.6. in der jordanischen Hafenstadt
Akaba in Anwesenheit von König Abdallah
mit Abbas und dem israelischen Regierungs-
chef Ariel Scharon. Abbas spricht vom „Ende
der bewaffneten Intifada“, bekennt sich zur
friedlichen Koexistenz mit dem jüdischen
Staat und zur „Ächtung jeglicher Sorte von
Gewalt gegen Israel sowie aller Art von Het-
ze“. Der Konflikt könne keine militärische
Lösung finden. – Am 13.6. fordert der ameri-
kanische Außenminister Colin Powell von
Israel Zurückhaltung bei Vergeltungsmaß-
nahmen nach palästinensischen Anschlä-
gen. – Vom 21.-23.6. ist der Nahe Osten wich-
tigstes Thema eines Außerordentlichen Jah-
restreffens des Weltwirtschaftsforums an den
Ufern des Toten Meeres. Die Teilnehmer
kommen vor allem aus den USA, Israel und
den arabischen Ländern. – Am 27.6. einigen
sich Israel und die Palästinenser auf den
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Rückzug der israelischen Armee aus dem
Gazastreifen und aus Bethlehem im West-
jordanland. Die militanten Palästinenser-
gruppen kündigen im Gegenzug eine Unter-
brechung ihrer bewaffneten Aktionen gegen
Israel für zunächst drei Monate an. US-Si-
cherheitsberaterin Condoleezza Rice äußert
sich nach Gesprächen mit Abbas (28.6.) und
Scharon (29.6.) besorgt über den Plan Is-
raels, eine Grenzmauer gegenüber Cisjorda-
nien zu errichten. 

2.-3.6. – N A T O.  Die Außenminister der
Mitgliedstaaten erörtern auf ihrem Früh-
jahrstreffen in Madrid die künftige Rolle des
Bündnisses angesichts vermehrter Einsätze
außerhalb des Bündnisgebietes. Es wird be-
schlossen, in der afghanischen Hauptstadt
Kabul zeitlich unbefristet ein eigenes Haupt-
quartier zu errichten und das NATO-Mit-
glied Polen bei der Planung und Organisa-
tion seiner Stabilisierungstruppe im Irak zu
unterstützen. Die auf dem Balkan stationier-
ten Einheiten sollen von rund 38000 Mann
auf maximal 29000 Mann bis Ende des Jah-
res reduziert werden. Außenminister Igor
Iwanow teilt nach einem Treffen mit seinen
NATO-Kollegen mit, Russland werde die
internationale Friedenstruppe in Afghani-
stan unterstützen, jedoch keine eigenen
Soldaten entsenden. – Am 5.6. setzt sich
Bundesaußenminister Joschka Fischer in der
Bundestagsdebatte über die NATO-Oster-
weiterung für eine Stärkung des europä-
ischen Pfeilers innerhalb des Bündnisses ein.
Über die Bildung einer „Euro-Group“ müsse
ohne Tabus nachgedacht und der Dialog dar-
über „mit der nordamerikanischen Seite“
begonnen werden: „Mag sein, dass man am
Ende zu einer Negativposition kommt.“ –
Vom 12.-13.6. beraten die Verteidigungs-
minister in Brüssel über eine gestraffte Kom-
mandostruktur, die den beschleunigten
Einsatz der geplanten Interventionstruppe
(NATO Response Force/NRF) ermöglichen
soll. Erstmals nehmen auch die Ressortminis-
ter der Beitrittsländer teil. – Am 19.6. bean-
tragt Serbien-Montenegro in einem von
Außenminister Goran Svilanoviƒ unterzeich-
neten Brief die Aufnahme in das NATO-Pro-
gramm „Partnerschaft für den Frieden“. 

4.6. – I r a n.  Auf einer Kundgebung in
Teheran aus Anlass des 14. Todestages von
Ajatollah Khomeini warnt die iranische Füh-
rung die USA vor einer Intervention. Revolu-
tionsführer Khamenei bezeichnet die ameri-

kanischen Behauptungen, der Iran unter-
stütze die Terrororganisation Al Qaida, als
schamlose Lüge.

5.6. – U N O.  Vor dem Sicherheitsrat in
New York lehnt US-Vertreter John Negro-
ponte eine Rückkehr der Waffeninspektoren
der Vereinten Nationen in den Irak ab (vgl.
„Blätter“ 5/2003, S.516). Die Suche nach
Massenvernichtungswaffen sei jetzt Sache
der Besatzungsmächte. Der scheidende
Chefinspekteur Hans Blix stellt in seinem
letzten Bericht an den Rat erneut fest, es ge-
be keine Beweise für die Existenz solcher
Waffen. – Am 6.6. unterzeichnen Vertreter
der Vereinten Nationen und der Regierung
Kambodschas in Phnom Penh ein Abkom-
men zur Einrichtung eines Tribunals, das den
Völkermord in der Zeit der Herrschaft der
Roten Khmer aufarbeiten soll. – Am 12.6. er-
halten amerikanische Blauhelmsoldaten für
ein weiteres Jahr Immunität vor dem Inter-
nationalen Strafgerichtshof. Für den Antrag
zur Verlängerung der Resolution 1422 (2002)
des Sicherheitsrats (vgl. „Blätter“ 9/2002, 
S. 1028) stimmen zwölf der 15 Ratsmitglieder
bei Stimmenthaltung Deutschlands, Frank-
reichs und Syriens. Generalsekretär Kofi An-
nan wendet sich strikt gegen die Forderung
der USA nach dauerhafter Immunität. – Am
16.6. legt der argentinische Jurist Luis More-
no Ocampo vor den 18 Richtern des Strafge-
richtshofes (IStGH; International Criminal
Court/ICC) im Friedenspalast von Den Haag
den Amtseid als Erster Ankläger ab (zur
Wahl vgl. „Blätter“ 6/2003, S. 645). Anwe-
send sind führende Vertreter des Jugosla-
wien- und des Ruanda-Tribunals.

– E U.  Der Europäische Rat fasst einen
Beschluss über die erste Militäraktion der
Europäischen Union in eigener Regie (Text
in „Blätter“, 7/2003, S. 887 f. ), die Entsen-
dung einer multinationalen „Eingreiftruppe“
in die Demokratische Republik Kongo unter
französischem Kommando auf der Grundla-
ge der Resolution des UN-Sicherheitsrats
1484 (2003). – Vom 19.-20.6. bewertet der
Europäische Rat in Thessaloniki auf seiner
letzten Sitzung unter griechischer Präsident-
schaft die bisherigen Ergebnisse des seit Fe-
bruar v.J. in Brüssel tagenden „Konvent zur
Zukunft Europas“. Der Hohe Repräsentant
Javier Solana legt den Entwurf einer „Sicher-
heitsstrategie“ vor (vgl. Auszüge im Doku-
mententeil). Anschließend findet am 21.6. in
Porto Karras ein Treffen der Staats- und Re-
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gierungschefs der 15 EU-Mitgliedstaaten,
der zehn beitretenden Länder und der drei
Bewerberländer (Bulgarien, Rumänien, Tür-
kei) mit den führenden Repräsentanten der
fünf „potentiellen Bewerber“ des „Westbal-
kan“ (Albanien, Bosnien-Herzegowina, Kro-
atien, Mazedonien und Serbien-Montene-
gro) statt. 

– T h ü r i n g e n.  Ministerpräsident
Bernhard Vogel (CDU) vollzieht vor dem
Landtag in Erfurt seinen angekündigten
Rücktritt. Das Parlament wählt mit 47 von 83
abgegebenen Stimmen den CDU-Politiker
Dieter Althaus zum neuen Regierungschef.

9.6. – K o r e a.  Die Regierung Nordkoreas
räumt erstmals offiziell ein, ein Programm zur
Herstellung atomarer Waffen zu betreiben. In
einer Mitteilung der staatlichen Nachrichten-
agentur heißt es, falls die USA weiterhin eine
feindselige Politik verfolgten, habe man keine
andere Wahl, als eine atomare Abschreckung
zu besitzen. – Am 14.6. werden die vor rund
50 Jahren unterbrochenen Eisenbahnnetze
zwischen Nord- und Südkorea wieder mitein-
ander verbunden. Die Aufnahme des Bahn-
verkehrs soll später erfolgen.

– G r o ß b r i t a n n i e n.  Schatzkanzler
Gordon Brown berichtet dem Unterhaus über
die Vorbereitungen eines Beitritts zur Euro-
Zone, nennt jedoch keine Zieldaten für den
Beitritt und die vorgesehene Volksabstim-
mung. Weitere „Fortschrittsberichte“ sollen
im Herbst d.J. und im Frühjahr 2004 folgen.

18.6. – I t a l i e n.  Nach dem Senat
stimmt das Abgeordnetenhaus mit 302 ge-
gen 17 Stimmen einem umstrittenen Gesetz
zu, das die fünf höchsten Amtsträger des
Staates vor Strafverfolgung schützt: den
Staatspräsidenten, die Präsidenten der bei-
den Parlamentskammern und des Verfas-
sungsgerichts sowie den Regierungschef.
Das Gesetz wird in Pressekommentaren als
„Lex Berlusconi“ bezeichnet; Ministerpräsi-
dent Berlusconi ist wegen des Vorwurfs der
Korruption angeklagt.

– F i n n l a n d.  Regierungschefin Anneli
Jäätteenmäki, die erste Frau an der Spitze
der Regierung (vgl. „Blätter“ 6/2003, S. 645),
muss zurücktreten. Der Zentrumspolitikerin
werden missbräuchlicher Umgang mit ver-
traulichen Dokumenten und im Zusammen-
hang damit widersprüchliche Äußerungen
vorgeworfen. Neuer Ministerpräsident wird
Verteidigungsminister Matti Vanhanen, der
ebenfalls der Zentrumspartei angehört.

19.6. – I A E O.  Nach Kenntnisnahme ei-
nes Berichts von Generaldirektor ElBaradei
erinnert der in Wien tagende Gouverneurs-
rat der Internationalen Atomenergie-Orga-
nisation den Iran an seine Vertragsverpflich-
tungen. Die IAEO müsse den ungehinderten
Zugang zu den iranischen Nuklearanlagen
erhalten.

– T s c h e c h i e n / B R D.  Die tschechi-
sche Regierung bezeichnet die Vertreibung
der Sudetendeutschen nach dem Zweiten
Weltkrieg als aus heutiger Sicht unannehm-
bar. Im Auswärtigen Amt in Berlin heißt es,
die Erklärung trage zur weiteren Entkramp-
fung der bilateralen Beziehungen bei.

19.-20.6. – O S Z E. Im Rahmen der Or-
ganisation für Sicherheit und Zusammenar-
beit in Europa findet am Sitz der Organisa-
tion in Wien eine Konferenz über Antisemi-
tismus statt. Eines der Themen ist die zuneh-
mende Verbreitung antisemitischer Sym-
bole und Inhalte durch das Internet. – Vom
25.-26.6. tritt die „Erste Jährliche Sicher-
heitsüberprüfungskonferenz“ der OSZE zu-
sammen.

26.6. – L i b e r i a.  Regierungstruppen
gehen in der Hauptstadt Monrovia gegen
bewaffnete Gruppen der oppositionellen „Li-
berians United for Reconciliation and Demo-
cracy“ (LURD) vor, die den Rücktritt von Prä-
sident Charles Ghankay Taylor verlangt.
Tausende von Zivilisten suchen Schutz auf
dem Gelände der US-Botschaft.

– G r o ß b r i t a n n i e n / R u s s l a n d.
Premierminister Blair erklärt vor der Presse
in London in Anwesenheit des russischen
Präsidenten Putin, die Meinungsverschie-
denheiten zwischen den beiden Regierun-
gen zum Vorgehen im Irak seien Geschichte,
bei der Lösung internationaler Probleme ar-
beite man jetzt zusammen. Blair erwähnt
den Friedensplan für den Nahen Osten, die
Nuklearkrise um Nordkorea und den Kampf
gegen den Terrorismus.

28.-29.6. – P D S.  Die Partei des Demo-
kratischen Sozialismus wählt nach dem
Rücktritt der Vorsitzenden Gabi Zimmer auf
einem Sonderparteitag in Berlin eine neue
Führungsspitze. Den Vorsitz übernimmt er-
neut Lothar Bisky, der die Partei schon 1993
bis 2000 geführt hatte (vgl. „Blätter“
12/2000, S. 1414). Bisky erhält fast 80 % der
Stimmen. Bundesgeschäftsführer wird der
frühere PDS-Bundestagsabgeordnete Rolf
Kutzmutz.




